
2 · 11/2025 * Der Schlepper Nr. 112 * www.frsh.de

Das Magazin für Migration und Flüchtlingssolidarität in Schleswig-Holstein – Der Schlepper Nr. 112 
wird herausgegeben vom Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. Angebote zur Mitarbeit sind herz-
lich willkommen. Namentlich gekennzeichnete Artikel geben nicht immer die Meinung der Redak-
tion wieder. • Redaktion: Martin Link (v.i.S.d.P.) • Layout: Kirstin Strecker •
Druck: hansadruck, Kiel • Fotos: Seiten 6 (KI-generiert/
Canva), Seite 21 (Max Cavallari), Seite 94 (Muathe 
Abdu), Seite 118 (Martin Link), Seite 129 (Katharina 
Ochsendorf ) •
Illustrationen: Titel, Seiten 11, 15, 18, 27, 31, 36, 42, 
45, 46, 53, 55, 61, 64, 67, 83, 84, 87, 92, 95, 99, 
101, 102, 105, 106, 111, 115, 116, 120, 123, 133, 
139 (s. S. 11); Seiten 109, 114, 125 (s. S. 109) • 
ISBN: 978-3-941381-50-06 •
Schlepper online im Internet: www.frsh.de/schlepper •
Adresse: Redaktion „Der Schlepper“ • Flüchtlings-
rat Schleswig-Holstein e. V. • Sophienblatt 82-86 
• 24114 Kiel • Tel.: 0431 735000 • Fax: 0431 
736077 • schlepper@frsh.de • www.frsh.de

Impressum

732 Tage ist es am 7. Oktober her gewesen, dass nach dem brutalen 
opferreichen Massaker und Geiselnahmen unter Führung der Hamas in 
Israel, die israelische Armee mit einem zwei lange Jahre andauernden 
massentödlichen Rachefeldzug den Gaza-Streifen in Schutt und Asche 
legte. Die erste Phase des sogenannten Trumpschen Friedensplans ist 
geschafft. Die IDF zieht ab – und nun schweigen die Waffen? Donald 
Trump wähnt schon den „Ewigen Frieden“. Wird nun auch das Rückkehr-
recht der palästinensischen Diaspora Geltung erhalten?

Für die physisch und psychisch mindestens 170.000 versehrten Opfer des 
zweijährigen Gaza-Krieges ist jetzt das Überleben noch nicht gesichert. 
Die Bundesregierung sollte jetzt Aufnahmen insbesondere zur medizini-
schen Behandlung von schwerstverletzten Kindern und ihrer Familien 
ermöglichen. 

Derweil gerät im Sudan die größte Vertriebenenkrise der Welt noch mehr 
in den Aufmerksamkeitsschatten des mutmaßlichen Genozids in Palästina. 
Im dort ebenfalls seit zwei Jahren andauernden Krieg der Generäle sind bis 
dato 150.000 Menschen getötet worden. Die insbesondere von den Arabi-
schen Emiraten, Russland, der Türkei, Ägypten und Saudi-Arabien finan-
zierten marodierenden Soldatesken und Milizen hinterlassen bei ihren 
Feldzügen um die Reichtümer des Landes – u.a. Öl, Gold und Gummi ara-
bicum – allenthalben verbrannte Erde. Bis dato wurden 14 Mio. Menschen 
vertrieben, davon 4 Mio. ins benachbarte Ausland. 25 Mio. sind akut von 
Hunger bedroht. Systematische Vergewaltigungen sind Kriegsstrategie, 
insbesondere Schwarze werden gezielt eliminiert. Selbst Donald Trump 
bestreitet nicht, dass hier ein Genozid tobt. Doch Annalena Baerbock 
erwähnt, als sie in ihrer Eröffnungsrede der UN-Generalversammlung über 
die vergessenen Konflikte der Welt spricht, den Sudan nicht.

Auch innerhalb des Süd-Sudans sind gewaltbedingt rund 2 Millionen 
Menschen vertrieben. Als wäre das noch nicht genug, wurden dort in 
diesem Jahr Hunderttausende von Hochwasser aus ihren Siedlungsgebie-
ten vertrieben – genauso wie in den überfluteten Gebieten Pakistans und 
Indiens. Gleichzeitig sind im dort benachbarten Iran, dem wasserärmsten 
Land weltweit, 19 Stauseen kurz vor dem Austrocknen. Die Verlegung der 
Hauptstadt Teheran in den Süden soll mittelfristig den Ausweg aus der 
Not weisen. 

Umsiedlungen sind auch in vielen anderen Regionen der Welt der ver-
meintliche Schlüssel im Umgang mit dem Fluchtgrund Nr. 1: der im glo-
balen Norden gegen den Süden in Stellung gebrachten Klimaverände-
rung. Durch die Extremwetter ihrer Lebensgrundlagen beraubt, müssen 
sich Fischer*innen wie Bäuer*innen als moderne Sklaven in Städten ver-
dingen, wo mit der Menge der Zuziehenden die ohnehin geringen Ent-
gelte noch mehr sinken. Die so extrem verarmte Überschussbevölkerung 
muss – soweit es solche gibt – von Suppenküchen leben. Von 2021 bis 
heute hat sich die Zahl der Menschen, die im globalen Süden unterhalb 
der Armutsgrenze leben, fast verdoppelt. 

Ihr Überlebenswille treibt auch die Opfer dieser Klimafolgen-Politik in die 
Boote und auf den Weg der trügerischen Hoffnung auf ein besseres Leben 
anderswo.

Letzteres glaubt die EU allerdings mit einer autokratischen Wende, der 
euphemistisch ‚Asylsystem‘ genannten Internierungs- und Pushback-Stra-
tegie in den Griff zu kriegen. Einigen Mitgliedstaaten ist das nicht genug 
und sie planen dem zwar schon in Großbritannien verworfenen, aber 
von Trump reanimierten Vorbild folgend, die Entsorgung der Schutzsu-
chenden nach Ruanda oder sonst wohin. 

Auch hierzulande gefallen sich Regierende – auch im neuen schwarz-
roten Gewand – zunehmend im Vollzug einer die Forderungen der AfD 
kopierenden Einwanderungsverhinderungspolitik. Sie etablieren lücken-
lose Grenzkontrollen, planen verfassungswidrige Rechtspolitiken, kol-
laborieren mit Pariastaaten bei der Externalisierung und streichen schon 
mal die kompletten Hilfen für die zivile Seenotrettung. 

Während autoritäre Exekutiven im Dienste einer falsch verstandenen 
Staatsraison und unter dem Eindruck einer sich in „Abschiebungen im 
großen Stil“ genügenden Migrationspolitik Stimmung machen, nehmen 
antisemitische, muslimfeindliche und explizit gegen Geflüchtete und ver-
meintlich Nichtdeutsche gerichtete rassistische Tatbestände zu. Die Asyl-
antragszahlen brechen ein. Schutzsuchende und trotz relevanter Asyl-
gründe Ausreisepflichtige sind aufgrund ausbleibender öffentlicher För-
derung so sehr wie nie auf spendenbasierte Rechtsberatung angewiesen. 

Die Spendenkampagne des FÖRDErvereins FRSH e.V. schafft für diesen 
Notstand hoffentlich die dringend benötigte Aufmerksamkeit!

Im rechten Stimmungsnebel überlegen immer mehr Menschen mit und 
ohne Migrationsgeschichte eine Aus- und Weiterwanderung. Promi-
nente Beispiele sind die christdemokratische Bundesbildungsministerin 
Karin Prien und die stellvertretende SPD-Bundesvorsitzende Serpil Midy-
atli. Mehr und mehr der so sehr umworbenen internationalen Fachkräfte 
machen um Deutschland lieber einen Bogen.

Angesichts der epidemischen Verbreitung faschistischer und rechtsext-
remer Regime in Großmächten und Schwellenländern, in trikontinenta-
len Frontstaaten und zunehmend wahlbedingt auch in Europa, wird hier-
zulande die gesellschaftliche Erinnerung an die Verbrechen des Nazire-
gimes und nicht zuletzt an das, was an Verlängerung seiner Geschichte 
daraus folgt(e), immer wichtiger. In einer diversen Gesellschaft, deren 
Menschen inzwischen zu mehr als einem Viertel Migrationsgeschichte 
haben, gehören die Perspektiven der Eingewanderten zwingend in 
diesen Prozess integriert. Deshalb arbeiten wir an der Einbeziehung von 
Menschen mit Migrationsgeschichte, ihrer Kolonialismus- und kollektiven 
Staatsgewalterfahrungen in den erinnerungskulturellen Diskurs. Am för-
derungspolitischen Verständnis für diesen Kampf gegen Geschichtsver-
gessenheit und für die Mobilisierung einwanderungsgesellschaftlichen 
Demokratieengagements müssen wir bei öffentlichen Stellen indes noch 
arbeiten. Auch diesen Diskurs werden wir fortsetzen.

Kiel, 15.10.2025	 Martin Link
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